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Die Pflanzenschutzgeräteprüfung in Deutschland -
eine gelungene Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern 
Georg Meiner! 
1 Einleitung 
Vor einer Woche habe ich auf 
den DLG-Feldtagen in Rott-
mersleben bei Magdeburg die 
imposanten selbstfahrenden 
Feldspritzen mit ihrer Hightech 
bestaunen können. Wenn ich an 
die einfachen Feldspritzen An-
fang der 60er Jahre denke, 
dann haben auch die Pflanzen-
schutzgeräte und nicht nur die 
Pflanzenschutzmittel eine ra-
sante Entwicklung hinter sich. 
Daran ist auch die Biologische 
Bundesanstalt für Land- und 
Forstwirtschaft (BBA) mit beteiligt. Denn die Prüfung dieser 
Geräte liegt in der Hand der BBA bzw. der Länder. Durch die lau-
fenden Fortschreibungen der Merkmale wird bei den Prüfungen 
der Stand der Technik seit 50 Jahren auf hohem Niveau gehalten, 
und die ständig wachsenden Anforderungen an die Geräte be-
wirken bei der Industrie Innovationen und Fortschritt. 
Und dazu beglückwünsche ich Sie, Herr Präsident Prof. 
KL!NGAUF, und Sie, Herr Dr. GANZELME!ER, und selbstverständ-
lich alle Ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Bei dieser Gele-
genheit möchte ich auch den Dank an Herrn Altpräsidenten Prof. 
SCHUHMANN und Herrn Dr. KoHSlEK abstatten, die die baulichen 
und personellen Voraussetzungen für die moderne Gerätetechnik 
und Geräteprüfung geschaffen haben. Schließlich gebührt dem 
Bundeslandwirtschaftsministerium Anerkennung, weil rechtzei-
tig die Notwendigkeit einer modernen Geräteprüfung erkannt 
und auf den Weg gebracht wurde. 
II Art der Prüfungen 
1 Erklärungsverfahren 
Im Pflanzenschutzgesetz vom 15. September 1986 wurde eine 
Regelung für die Neugeräte gesetzlich festgelegt, nämlich das 
Erklärungsverfahren. Die oft erhobenen Forderungen nach einer 
pflichtmäßigen Prüfung der Neugeräte scheiterte praktisch an 
der Vielzahl der möglichen Varianten. Das betraf nicht nur die 
kaum zu überblickenden Gerätetypen, sondern auch die Frage, 
ob die BBA allein prüft oder ob auch die Länder beteiligt werden 
sollen. Man einigte sich auf das von der BBA betriebene Er-
klärungsverfahren, wohl als kleinsten gemeinsamen Nenner. Die 
Länder standen diesem Verfahren anfangs durchaus skeptisch 
gegenüber. Ihnen schwebte ein der Zulassungsprüfung ähnli-
ches, strenges Verfahren vor. Heute können wir feststellen, dass 
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sich dieses damals zukunftsorientierte Konzept der Selbstüber-
wachung mit staatlicher Kontrolle als zeit- und kostengünstiges 
Verfahren bewährt hat, wenngleich der heute notwendige Auf-
wand in der BBA durchaus nicht zu unterschätzen ist. 
Das nunmehr zehnjährige Erklärungsverfahren zeigt, dass den 
Praktikern ein umfassendes und vielfältiges Angebot an Geräten 
zur Verfügung steht. Zwischen 1989 und 1999 wurden 697 Er-
klärungen abgegeben und davon 515 Gerätetypen in die Pflan-
zenschutzgeräteliste eingetragen, etwa 75 %. Auf Antrag wurde 
bei immerhin 282 Geräten auf die Erklärung verzichtet, bei-
spielsweise wenn die Geräte erstmals bei Ausstellungen vorge-
stellt werden (Abb. 1). 
Aus der Geräteliste wurden 18 Geräte aus verschiedenen 
Gründen gelöscht. Es ist schon beeindruckend, dass in den 10 
Jahren 1368 Anträge für die Erklärungen, die Anzeigen und die 
Änderungen von der Fachgruppe Anwendungstechnik bearbeitet 
wurden. 
Ablauf des Erklärungsverfahrens 
Erstmals wurde im Pflanzenschutzgesetz von 1986 im Para-
graph 24 definiert, was von einem Pflanzenschutzgerät erwartet 
wird: 
Pflanzenschutzgeräte dürfen nur in den Verkehr gebracht oder 
eingeführt werden, wenn sie so beschaffen sind, dass ihre be-
stimmungsgemäße und sachgerechte Verwendung beim Aus-
bringen von Pflanzenschutzmitteln keine schädlichen Auswir-
kungen auf die Gesundheit von Mensch und Tier und auf das 
Grundwasser sowie keine sonstigen schädlichen Auswirkungen, 
insbesondere auf den Naturhaushalt hat, die nach dem Stand der 
Technik vermeidbar sind. 
In einer Erklärung muss der Hersteller bzw. Importeur vor dem 
erstmaligen Inverkehrbringen bestätigen, dass sein Gerät die An-
forderung erfüllt und entsprechende detaillierte Unterlagen der 
BBA vorlegen. Bei dieser grundsätzlichen Neuerung traten 
zwangsläufig spezielle Fragen auf, z. B. wie verhalten sich die 
Wiederverkäufer von Gebrauchtgeräten, die noch nicht erklärt 
waren? Die Lösung zwischen BBA und den Ländern war wie im-
mer einfach und praktikabel. Das zu verkaufende Gerät musste 
die freiwillige Gerätekontrolle bestanden haben, also eine Prüf-
plakette besitzen und damit die Merkmale erfüllen. 
In der Pflanzenschutzmittelverordnung vom 17. August 1998 
sind die Anforderungen an Pflanzenschutzgeräte als Anlage in 18 
Punkten detailliert aufgeführt. Unter anderem muss ein Gerät so 
beschaffen sein, dass es zuverlässig funktioniert, sich sicher be-
füllen und bedienen lässt, ausreichend genau dosiert und verteilt, 
und es muss sich leicht und grüncllich reinigen lassen. Für die Be-
urteilung dieser Anforderungen hat die BBA mit den Ländern 
Merkmale erarbeitet und veröffentlicht, die dem Stand der Tech-
nik laufend angepasst werden. 
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Abb. 1. Die Aktivitäten im Er-
klärungsverfahren innerhalb der 
letzten 10 Jahre. 
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Abb. 2. Aufgabenteilung zwischen 
der BBA und dem Pflanzenschutz-
dienst der Länder bei der freiwilli-
gen Prüfung von Neugeräten und 
Geräteteilen. 
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Wenn während der Bearbeitung der Unterlagen für die Er-
klärung fachliche Bedenken hinsichtlich der Erfüllung des § 24 
entstehen oder ein bereits in der Praxis arbeitendes Gerät deutli-
che Mängel zeigt, ist eine Prüfung des Gerätes möglich. 
Von den Ländern wird beim Erklärungsverfahren die Biologi-
sche Bundesanstalt als Herr des Verfahrens in einigen Punkten 
unterstützt: 
•Der Fachbeirat Geräte-Erklärungsverfahren berät die BBA und 
erarbeitet gemeinsam die Merkmale. In diesem Fachbeirat ar-
beiten Vertreter des amtlichen Dienstes, die ihre praktischen 
Erfahrungen einbringen können ebenso wie Mitarbeiter der 
BBA und der Industrie. 
• Die BBA ist auf die Information der Länder angewiesen, wenn 
im Gebrauch befindliche Geräte Mängel zeigen bzw. nicht er-
klärt sind. Kleinere Probleme entstehen oft bei Ausstellungen 
neuer Geräte, die weder erklärt noch angezeigt sind. In solchen 
Fällen hat sich die Zusammenarbeit der BBA und der Länder 
auch vor Ort bewährt. Auf Verstöße gegen das Erklärungsver-
fahren kann letztlich durch die BBA nur reagiert werden, wenn 
Rückmeldungen aus den Ländern erfolgen. 
2 Freiwillige Anerkennungsprüfung von Neugeräten 
Für die Gerätehersteller besteht die Möglichkeit, ihre Geräte 
bzw. Geräteteile wie Düsen funktionsmäßig und im Einsatz frei-
willig prüfen und ggf. für fünf Jahre anerkennen zu lassen. In ei-
nem Verzeichnis werden jährlich die anerkannten Pflanzen-
schutzgeräte veröffentlicht. 
Die Prüfung hat eine lange Tradition, denn bereits im ersten 
Pflanzenschutzgesetz aus dem Jahre 1937 wird der damaligen 
Biologischen Reichsanstalt diese Aufgabe zugewiesen. 
Diese Prüfung ist geradezu ein Paradebeispiel für eine zweck-
mäßige Zusammenarbeit zwischen der BBA und dem amtlichen 
Pflanzenschutzdienst der Länder. Denn der BBA obliegt die ad-
ministrative Abwicklung und die Prüfung der technischen Daten 
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eines Pflanzenschutzgeräts. Der Pflanzenschutzdienst prüft des-
sen Funktionseignung (Abb. 2). 
Dabei werden bestimmte Funktionen in der Gerätehalle kon-
trolliert, wie die einfache Bedienbarkeit, der Düsenausstoß, 
Pumpenleistung u. a. 
Das Hauptaugenmerk wird auf die Einsatzprüfung beim Land-
wirt gelegt. Dieser erhält das Pflanzenschutzgerät oder die Dü-
sen zum Gebrauch auf seinen Feldern und Anlagen für eine Sai-
son. Danach berichtet der Landwirt über die Vor- und die Nach-
teile des Gerätes sowie über die Handhabbarkeit und auch den 
Erfolg der Pflanzenschutzmaßnahmen mit diesem Gerät. 
Die BBA anerkennt das Gerät, wenn es seine Praxistauglich-
keit unter Beweis gestellt hat. Dazu wird der Fachbeirat Geräte-
Anerkennungsverfahren gehört. In diesem Fachbeirat sind neben 
der BBA berufene Fachreferenten der Prüfstellen des Pflanzen-
schutzdienstes der Bundesländer vertreten. Im Prüfbericht wird 
das Gerät beschrieben und bewertet. Diesen Bericht kann jeder 
Landwirt vor dem Kauf eines Gerätes studieren. 
Leider nimmt die Zahl der Prüfungen ab, wofür es verschie-
dene Gründe gibt, wie beispielsweise relativ hohe Kosten, die 
aber durch die Beschränkung auf eine Einsatzprüfstelle bereits 
reduziert wurden. Es wäre aus der Sicht des amtlichen Pflanzen-
schutzdienstes sehr wünschenswert, wenn mehr Geräte geprüft 
und anerkannt würden, weil sich auch unsere Empfehlungen in 
der Beratung auf Erfahrungen in der Geräteprüfung stützen 
(Abb. 3). 
3 Kontrolle der im Gebrauch befindlichen Geräte 
Nach der erfolgten Regelung für Neugeräte musste sich der Ge-
setzgeber auch mit der Kontrolle der im Gebrauch befindlichen 
Geräte, kurz dem „Geräte-TÜV", beschäftigen. Keine einfache 
Aufgabe, denn über 2 Jahrzehnte wurde dieses Problem höchst 
emotional und kontrovers diskutiert. 
Einige Länder, darunter Niedersachsen, Bayern und auch 
Baden-Württemberg, haben in den 60er Jahren transportable 
Prüfstände erworben und regelmäßige Kontrollen bei Feld-
spritzgeräten in den einzelnen Gemeinden durchgeführt. 
Später wurden anerkannte Kontrollbetriebe etabliert, die im 
Landesauftrage prüften. Es wurde sehr viel Aufklärung vom 
Pflanzenschutzdienst, auch von den Berufsverbänden, für 
diese freiwillige Gerätekontrolle gemacht, da die Pflichtkon-
trolle drohte! 
Doch hat sich unsere Hoffnung auf Verbesserung (nur 15 % der 
Geräte wurden kontrolliert!), d. h. auf Einsicht bei den Landwir-
ten und auch bei einigen Bundesländern nicht erfüllt, so dass der 
Schritt zur obligatorischen Kontrolle der gebrauchten Feldsprit-
zen unabdingbar wurde. Damit wurde Deutschland auch ein Vor-
reiter in der EU (Abb. 4). 
Seit 1. 7. 1993 müssen alle Pflanzenschutzgeräte für Flächen-
kulturen - außer Kleingeräte - regelmäßig auf Grund der ersten 
Verordnung zur Änderung der Pflanzenschutzmittelverordnung 
vom 11. Juni 1992 (Bundesgesetzblatt 1, Seite 1049) in Zeitab-
schnitten von 4 Kalenderhalbjahren durch amtliche oder amtlich 
anerkannte Kontrollstellen überprüft werden (§ 7 Pflanzen-
schutzmittel-VO). 
Es hat sich im Vorfeld gezeigt, dass auch bei einigen neuen 
Feldspritzen schon beim ersten Einsatz eine ungenügende Ver-
teilung der Spritzflüssigkeit zu beobachten war, so dass auch 
diese Geräte innerhalb von 6 Monaten nach ihrer Inge-
brauchnahme (also kein Neugerät mehr) nur auf Düsen, Pumpe 
und Leitungssystem zu kontrollieren sind. Eingeführte Ge-
brauchtgeräte sind vor der ersten Ingebrauchnahme zu kontrol-
lieren. 
Der Verfahrensablauf dieser Kontrolle liegt in den Händen der 
Länder (Abb. 5). 
Überraschenderweise sind die erlassenen Landesverordnun-
gen bis auf einige Details fast identisch. Auch dies ist ein Ergeb-
nis der guten Zusammenarbeit zwischen BBA und den Ländern, 
denn in mehreren gemeinsamen Sitzungen der Länderarbeits-
gruppe Gerätekontrolle wurden die anstehenden Fragen und Pro-
bleme diskutiert und abschließend erledigt. Geregelt wurden in 
den Ländern 
• die Voraussetzung für die amtliche Anerkennung von Kon-
trollstellen und 
• die Rechte und Pflichten der Kontrollstellen. 
In Baden-Württemberg werden als Kontrollstellen meis-
tens Landmaschinenwerkstätten von den Regierungspräsidien 
amtlich anerkannt. Diese Kontrollstellen werden dann hin-
sichtlich ihrer Ausstattung und ihrer Arbeit von der DEULA 
überprüft. 
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Abb. 3. Die Aktivitäten bei der frei-
willigen Geräteprüfung innerhalb 
der letzten 10 Jahre. 
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Abb. 4. Die Beteiligung an der 
Feldspritzgerätekontrolle seit 
1980 in Baden-Württemberg. 
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Abb. 5. Vorschriften zum Vertah-
rensablauf der Feldspritzgeräte-
kontrolle in den Ländern. 
Vorschriften für die Prüfung von im Gebrauch befindlichen Pflanzenschutzgeräten für 
Flächenkulturen 
Pflanzenschutzgesetz vom 14. Mai 1998 
Verordnung über Pflanzenschutzmlltel und Pflanzenschutzgeräte (Pflanzenschutzmittelverordnungl 
vom 17. August 1998 
Verordnung des Ministeriums Ländlicher Raum über die Anerkennung von Kontrollstellen und die Prüfung von im Gebrauch 
befindlichen Pflanzenschutzgeräten für Flächenkulturen 
(Pflanzenschutzgeräte-Verordnung) vom 29. Juni 1993 
Vorläufige Verwaltungsvorschrift des Ministeriums Ländlicher Raum über die obligatorische Prüfung von im Gebrauch 
befindlichen Pflanzenschutzgeräten für Flächenkulturen (Vorl. VwV-Pflanzenschutzgeräte) 
vom 7. Oktober 1993 
Vorläufige Verwaltungsvorschrift des Ministeriums Ländlicher Raum über das Entgelt der Kontrollstellen für die Prüfung von 
im Gebrauch befindlichen Pflanzenschutzgeräten für Flächenkulturen 
!Vorl. VwV-Entgelt Pflanzenschutzgeräte) vom 9. Dezember 1993 
Vorgaben des Ministeriums Ländlicher Raum für die amtlich anerkannten Kontrollstellen zum Umgang mit der bei der Prüfung 
von Pflanzenschutzgeräten anfallenden Flüssigkeit vom 23. Dezember 1993 
Anforderungen an Kontrollausrüstungen für die Prüfung in Gebrauch befindlicher Pflanzenschutzgeräte 
Richtlinien tilr die Prüfung von Pnanzenschutzmitteln und Pflanzenschutzgeräten der BBA, Teil VII Nr. 1-3.1.1 vom Dezember 1996 
Merkmale für die Prüfung in Gebrauch befindlicher Spritz· und Sprühgeräte für Flächenkulturen 
Richtlinien für die Prüfung von Pflanzenschutzmitteln und Pflanzenschutzgeräten der BBA, Teil VII Nr. 1-3.2.1 vom Dezember 1996 
In Baden-Württemberg bestehen etwa 400 Kontrollstellen, die 
so über das Land vertei lt sind, dass der Anfahrtsweg für den 
Landwirt nur wenige Kilometer beträgt. Bundesweit sind etwa 
1000 Kontrollbetriebe anerkannt, die an 2000 Kontrollorten über 
75 000 Feldspritzen jährlich kontrollieren. Die Ergebnisse der 
freiwilligen und obligatorischen Kontrollen zeigen für Baden-
Württemberg einen deutlichen Höchststand im Jahre 1993, weil 
als Übergangsregelung die Geräte nach dem alten Vetfahren und 
Preis ausnahmsweise für 3 Jahre kontrolliert werden durften, so 
dass erst 1996 wiederum eine erhöhte Kontrollzahl festgestellt 
wurde (Abb. 4). 
Die Kosten für die Kontrollen sind unterschiedlich hoch in den 
Ländern und wurden auch auf politischer Ebene intensiv disku-
tiert. Landesein.heitlich haben Schleswig-Holstein, Niedersach-
sen und Rheinland-Pfalz die Entgelte festgelegt. In anderen Län-
dern wird versucht, ein möglichst einheitliches Entgelt der Kon-
trollbetriebe zu erreichen. Auf keinen Fall darf ein Konkurrenz-
kampf zu Lasten der Kontrollqualität geführt werden. Diese 
Rechtsregelung für die Gebrauchtgeräte hat auch Auswirkungen 
für das Ausland. Schweizer Bauern pachten und kaufen Land am 
deutschen Oberrhein und bewirtschaften etwa 2500 ha mjt eige-
nen Maschinen, d. h., an deren Feldspritzen müssten deutsche 
Plaketten angebracht sein. In der Regel haben die Schweizer 
Landwirte eine Schweizer Plakette auf ihren Geräten, was in Ba-
den-Württemberg akzeptiert wird, zumal die Prüfungsrichtlinien 
den unseren ähnlich sind. Andere Bundesländer verlangen die 
deutsche Plakette, so dass eine von der BBA intensiv betriebene 
Europanorm unbedingt erforderlich ist. Letztlich ist die Ein-
führung einer Europanorm auch eine Frage der Wettbewerbs-
gleichheit. 
Die Pflichtkontrolle für die Sprühgeräte ist in Vorbereitung. 
Dies dürfte für die Praxis nicht überraschend und belastend sein, 
weil etwa seit 8 Jahren im Rahmen der Integrierten Produktion 
im Obstbau, aber auch im Hopfenbau, die Sprühgeräte pflicht-
mäßig im zweijährigen Abstand überprüft werden müssen. Da-
bei werden Pumpe, Behälter, Ausstoß der Düsen, Manometer 
und das Leitungssystem kontrolliert. Die Mängelliste verdeut-
licht, dass Kontrollen notwendig sind (Abb. 6). 
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Mängelhäufigkeit an kontrollierten Sprühgeräten Abb. 6. Mängelhäufigkeit an Sprühgeräten, die im Rahmen 
der Integrierten Produktion im 
Obstbau, aber auch im Hopfen-
bau, im zweijährigen Abstand 
überprüft wurden. 
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Die Verteilung der Spritzflüssigkeit am Baum wird nicht über-
prüft, weil die Bäume unterschiedlich hoch sind und verschie-
dene Erziehungssysteme existieren. Das Problem „Verteilung" 
wurde von der Biologischen Bundesanstalt mit den Ländern ver-
suchsmäßig angegangen und eine gute praktikable Lösung ge-
funden. Aufbauend auf vielen Messergebnissen wurden Einstel-
lungsanleitungen für die Sprühgeräte erstellt, die eine sehr gute 
und reproduzierbare Gleichmäßigkeit der Verteilung ergeben. 
Auf einem Vertikalverteilungsprüfstand kann daher bei der Kon-
trolle verzichtet werden. 
III Verfahren zur Eintragung von Pflanzenschutz-
geräten in den Abschnitt „Abtrift" des 
Verzeichnisses „verlustmindernde Geräte" 
Diese neue Richtlinie vom April 2000 ist für das Zulassungsver-
fahren und die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln von größ-
ter Bedeutung. Mit verlustmindernden Geräten können die Ab-
stände von den behandelten Flächen zu den Oberflächengewäs-
sern verringert werden. Die hierfür erforderlichen umfangrei-
chen Versuche wurden überwiegend von verschiedenen Dienst-
stellen des amtlichen Pflanzenschutzdienstes durchgeführt. 
Mit 90 % Abtriftminderung sind die Tunnelgeräte für den 
Weinbau und Obstbau eingetragen sowie umgerüstete konven-
tionelle Sprühgeräte für den Hopfenbau mit Injektordüsen und 
Gebläseabdeckung (siehe hierzu Beitrag von RAUTMANN und 
STRELOKE, Seite 270). 
Für die Zulassung der Pflanzenschutzmittel, vor allem in 
Raumkulturen, hat sich die Gerätetechnik mit den Abtriftmes-
sungen und den entwickelten gerätetechnischen Voraussetzun-
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gen für eine deutliche Abtriftminderung außerordentlich große 
Verdienste erworben. Durch die sehr enge Zusammenarbeit zwi-
schen der Fachgruppe Anwendungstechnik und dem amtlichen 
Pflanzenschutzdienst der Länder sind somit die Voraussetzungen 
geschaffen worden, wichtige nützlingsschonende Mittel im 
Obstbau wieder zuzulassen und damit der Praxis zur Verfügung 
zu stehen. 
IV Zusammenfassung 
Die Prüfung von Pflanzenschutzgeräten umfasst das Erklärungs-
verfahren und die Anerkennungsprüfung bei Neugeräten sowie 
die Gebrauchtgerätekontrolle bei Feldspritzgeräten und Sprüh-
geräten. 
Aus diesen Beispielen ist deutlich erkennbar, dass seit Jahr-
zehnten eine enge und gelungene Zusammenarbeit zwischen der 
Fachgruppe Anwendungstechnik und den Fachleuten für Geräte-
technik bei den Ländern besteht. Diese relativ kleine, aber 
schlagkräftige Gruppe kann große Erfolge aufweisen, weil die 
Arbeiten regelmäßig abgesprochen und mit hohem Sachverstand 
und großer Kompetenz erledigt werden. Wir haben hier ein 
Musterbeispiel für ein erfolgreiches Zusammenwirken zwischen 
Bund und Ländern, ohne dass Erlasse oder Ländervereinbarun-
gen bestehen. Die Länder profitieren von dieser mustergültigen 
Zusammenarbeit, aber sicherlich auch die Biologische Bundes-
anstalt. 
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